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Botschaft zur Änderung des Gesetzes über das Gesundheitswesen (Gesund-
heitsgesetz, GG)

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen Botschaft und Entwurf zur Änderung des Gesetzes über das Ge-
sundheitswesen (Gesundheitsgesetz, GG; RB 810.1).

1. Ausgangslage

Die Berufe des Gesundheitswesens umfassen Medizinalberufe (schweizweit geregelt, 
universitärer Abschluss), eidgenössische Gesundheitsberufe (schweizweit geregelt, 
kein universitärer Abschluss) und kantonale Gesundheitsberufe (kantonal geregelt, kein 
universitärer Abschluss).

Auf Bundesebene sind die Medizinalberufe im Medizinalberufegesetz (MedBG; 
SR 811.11) für die Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker und Chiroprak-
torinnen und Chiropraktoren sowie im Psychologieberufegesetz (PsyG; SR 935.81) für 
die Psychologinnen und Psychologen seit dem 1. Februar 2018 in der heutigen Form
geregelt. Um eine einheitliche Gesetzgebung in Bezug auf die eidgenössischen Ge-
sundheitsberufe zu gewährleisten, wurde auf Bundesebene per 1. Februar 2022 das 
neue Gesundheitsberufegesetz (GesBG; SR 811.21) und dessen Ausführungsbestim-
mungen in Kraft gesetzt. Das Gesetz legt im Interesse der öffentlichen Gesundheit ein-
heitliche Standards für die Ausbildung und die eigenverantwortliche Berufsausübung 
der Gesundheitsberufe fest. Die Kantone haben die Möglichkeit, im GesBG nicht nor-
mierte Gesundheitsberufe als kantonale Gesundheitsberufe im kantonalen Recht zu re-
geln. In der eidgenössischen Gesetzgebung haben sich 2018 und 2022 die neuen Be-
grifflichkeiten „in eigener fachlicher Verantwortung“ (bisher „selbständig“) und „unter 
fachlicher Aufsicht“ (bisher „unselbständig“) durchgesetzt. Berufe des Gesundheitswe-
sens dürfen in eigener fachlicher Verantwortung nur mit einer Berufsausübungsbewilli-
gung ausgeübt werden. Für Medizinalberufe ist auch für die Tätigkeit unter fachlicher 
Aufsicht eine Berufsausübungsbewilligung erforderlich.
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Aufgrund des revidierten MedBG und des neuen GesBG sind verschiedene Bestim-
mungen des kantonalen Gesundheitsrechts anzupassen oder zu streichen, um die kan-
tonalen Bestimmungen in Einklang mit dem Bundesrecht zu bringen. Mit der vorliegen-
den Teilrevision des Gesetzes über das Gesundheitswesen (GG; RB 810.1) sowie der 
nachgelagerten Totalrevision der Verordnung des Regierungsrates über Berufe und 
Einrichtungen des Gesundheitswesens (VBEG; RB 811.121) zur neuen Gesundheitsbe-
rufeverordnung (GesBV) und der nachgelagerten Teilrevision der Verordnung des Re-
gierungsrates betreffend Heilmittel (HeilmittelV; RB 812.2) wird dem durch das Bundes-
recht vorgegebenen Anpassungsbedarf entsprochen. Es wird eine klare Regelungs-
struktur für Medizinalberufe, eidgenössische Gesundheitsberufe und kantonale Ge-
sundheitsberufen geschaffen, gegliedert nach der fachlichen Verantwortung.

Berufe des Gesundheitswesens
Medizinalberufe

(universitär)
Gesundheitsberufe

(nicht-universitär)
eidgenössische

Gesundheitsberufe
kantonale

Gesundheitsberufe
Eigene 
fachliche 
Verantwortung

MedBG / PsyG GesBG GG / GesBV

Unter 
fachlicher 
Aufsicht

GG Diverse
Bundesverordnungen GG / GesBV

Aufgrund der Gesamtsystematik der Revisionen und des inneren Zusammenhangs 
wurde vom 12. Juli 2022 bis am 31. Oktober 2022 eine gemeinsame Vernehmlassung 
zu den drei Erlassen durchgeführt. Die vorliegende Botschaft befasst sich mit dem GG.
Die beiden Verordnungen werden nachgelagert zur Revision des GG revidiert. Da sie 
gemeinsam mit dem GG ein inhaltliches Gesamtpaket darstellen, stehen die beiden 
Verordnungen als informative Unterlagen zur Beratung des GG bereits zur Verfügung.
Nach der Verabschiedung des GG durch den Grossen Rat werden die HeilmittelV und 
die GesBV gegebenenfalls angepasst. Die Inkraftsetzung aller Erlasse ist per 1. Januar 
2024 vorgesehen.

2. Vernehmlassung

Insgesamt gingen 40 Vernehmlassungsantworten zur vorgeschlagenen Gesetzesrevisi-
on ein. Es äusserten sich 6 kantonale Parteien (SVP, FDP, GLP, GRÜNE, EVP, SP), 
der Verband Thurgauer Gemeinden (VTG), 4 Politische Gemeinden, 23 Fachvereini-
gungen oder Non-Profit-Organisationen und 6 kantonale Stellen. Sämtliche Stellung-
nahmen begrüssen den Gesetzesentwurf.

Verschiedene Vernehmlassungsantworten äussern ihre Bedenken zum Fachkräfte-
mangel und erachten einen schlanken Bewilligungsprozess als zentral. Ein solcher wird 
durch die Vorlage gefördert, da eine klare Regelungssystematik die Rechtssicherheit 
erhöht und zu weniger Rückfragen und Missverständnissen führt.
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Die Auswertung der Vernehmlassungsantworten hat verschiedene Aspekte zu Tage ge-
fördert, die zu einer Anpassung der Vorlage geführt haben:
– § 3 Abs. 5 GG wird auf die Gesundheitsberufe und Ausbildungskosten ausge-

dehnt, um eine gesetzliche Grundlage zur Unterstützung der nicht-universitären 
Berufe zu schaffen. Das ist für die Umsetzung der Pflegeinitiative und die Be-
kämpfung des Fachkräftemangels förderlich.

– § 9 Abs. 2 GG wird dahingehend präzisiert, dass die Tätigkeit als Praktikantin oder
Praktikant Engagements im Rahmen einer Ausbildung beschlägt (z.B. Prakti-
kumssemester der Physiotherapieausbildung). Da dies die universitären Berufe 
nicht betrifft, ist zu präzisieren, dass es sich um Ausbildungen zu einem Gesund-
heitsberuf handelt. In Abs. 3 ist die bisherige Bestimmung aus § 9 Abs. 2 VBEG 
anzuführen, damit Rechtsklarheit darüber herrscht, dass die unter fachlicher Auf-
sicht tätigen Personen über das Diplom verfügen müssen, das für die Tätigkeit in 
eigener fachlicher Verantwortung erforderlich ist.

– In der Vernehmlassungsversion war die Bewilligungsvoraussetzung von geeigne-
ten Ausrüstungen, Einrichtungen und Räumlichkeiten gemäss geltendem § 10
Abs. 2 GG nicht mehr enthalten. Es wurde in der Vernehmlassung zu Recht auf 
die Bedeutung dieser Bewilligungsvoraussetzung hingewiesen, weshalb sie als 
neuer § 10 Abs. 5 erhalten bleiben soll.

– § 13a Abs. 2 Ziff. 1 GG wird dahingehend vereinfacht, dass die vertrauensärztliche 
Untersuchung nicht durch einen kantonsexternen Chefarzt, sondern durch eine 
Fachärztin für Arbeitsmedizin erfolgt.

– Mit § 19 Abs. 6 GG soll eine gesetzliche Grundlage für Härtefälle geschaffen wer-
den, damit das Departement von der Notfalldienstpflicht mit gleichzeitiger Befrei-
ung von der Ersatzabgabe entbinden kann.

– § 21 Abs. 3 GG wird sprachlich ausgeweitet, um Umgehungen zu verhindern.
– In § 24 Abs. 2 GG wird eine Weisungsbefugnis der kantonalen Sanitätsnotrufzent-

rale gegenüber den Rettungsunternehmen eingeführt. Dies stellt eine optimale 
Disposition der Rettungsmittel im Sinne der Patientinnen und Patienten durch die
Sanitätsnotrufzentrale sicher. Abs. 4 wird gegenüber der Vernehmlassung dahin-
gehend präzisiert, dass er ambulante medizinische Einrichtungen betrifft.

– § 39 Abs. 5 GG wird redaktionell angepasst. § 39 Abs. 6 GG wird grammatikalisch 
klarer formuliert. Es sind Beiträge an Gemeinden oder Private für Tätigkeiten aus-
serhalb der Gesundheitsvorsorge gemeint. Der Titel von § 39 GG ist deshalb an-
zupassen.

– In § 40 und dem neuen § 40a GG wird eine gesetzliche Grundlage für Früherken-
nungsprogramme und die datenrechtliche Zusammenarbeit zwischen Krebsregis-
ter und Früherkennungsprogrammen geschaffen.

– § 49 GG wird sprachlich präzisiert.
– Es wird ein neuer § 49a GG eingeführt, der die Disziplinarmassnahmen, die ge-

mäss MedBG, PsyG und GesBG für die Tätigkeit in eigener fachlicher Verantwor-
tung im Bundesrecht vorgesehen sind, auch für die kantonalen Gesundheitsberufe 



4/13

und die Ausübung eines Berufes des Gesundheitswesens unter fachlicher Aufsicht 
normiert.

– Die Bussenbestimmung in § 50 GG wird spezifiziert.

Zur Präzisierung wurden weiter die folgenden Aspekte vorgeschlagen, die nicht berück-
sichtigt wurden, weil sie entweder im kantonalen oder eidgenössischen Recht bereits 
umgesetzt sind oder keine sachlich überzeugenden Gründe für eine Aufnahme ins Ge-
setz vorliegen:
– Zahlreiche Anträge für zusätzliche gesetzliche Grundlagen für die monetäre För-

derung von Berufsgruppen oder Berufen sind nicht zu berücksichtigen, da es nicht 
zielführend ist, einzelne Berufe oder Berufsgruppen in einem Gesetz explizit als 
Förderobjekte aufzunehmen. Die bestehenden generellen Förderkompetenzen in 
§ 3 Abs. 5 GG und § 39 GG werden mit der vorliegenden Revision bewusst und 
sorgfältig ausgeweitet, insbesondere um die Umsetzung der Pflegeinitiative zu un-
terstützen. Auch ein Antrag, die Fördervoraussetzungen detailliert im Gesetz zu 
regeln, ist aufgrund der Vorteile einer abstrakten Regelung abzuweisen.

– Es wird angeregt, die Veterinärmedizin dem Departement für Finanzen und Sozia-
les (DFS) zuzuordnen. Davon ist Abstand zu nehmen, namentlich unter Respek-
tierung des Willens des Grossen Rates, der die Zuordnung der Veterinärmedizin 
zum Departement für Inneres und Volkswirtschaft (DIV) mit der Verabschiedung 
des neuen Gesetzes über das Veterinärwesen vom 4. Oktober 2021 (VetG; 
RB 819.1) jüngst bestätigt hat.

– Es wird angeregt, nicht schulmedizinische Berufe nicht zu anerkennen, namentlich 
die Komplementärmedizin, medizinische Massagen und Naturheilpraktiken. Ob 
der Bedeutung dieser Berufe in der Realität, in der sie etabliert sind, und ange-
sichts des Fachkräftemangels, ist dieser Vorschlag abzulehnen. Für dieselben Be-
rufe wird andererseits gefordert, anstelle einer Bewilligungspflicht nur eine Melde-
pflicht vorzusehen. Das ist angesichts der Gleichbehandlung der Berufe des Ge-
sundheitswesens und im interkantonalen Vergleich abzulehnen.

– Verschiedentlich wird angeregt, Bestimmungen des Bundesrechts zugunsten ei-
nes besseren Verständnisses im GG zu wiederholen. Es sollen etwa alle Medizi-
nalberufe gemäss MedBG und PsyG sowie alle Gesundheitsberufe gemäss 
GesBG in § 8 GG aufgezählt werden. Darauf ist aus systematischen Überlegun-
gen zu verzichten. Zudem würde eine Änderung der Bundesgesetze jedes Mal ei-
ne Änderung des GG nach sich ziehen, was aufwendig wäre.

– Verschiedene Vernehmlassungsteilnehmende beantragen, auf die Befristung von 
Bewilligungen zu verzichten oder die Fristen auszuweiten, etwa für Personen un-
ter fachlicher Aufsicht von 5 auf 10 Jahre oder für Personen im Alter von über 70 
Jahren. Die Anträge sind aus gesundheitspolizeilichen Gründen zugunsten der 
Behandlungsqualität und Risikominimierung abzulehnen. Nicht zuletzt ist es oft im 
Interesse von unter fachlicher Aufsicht tätigen Medizinalpersonen, wenn nach fünf 
Jahren eine Bewilligung in eigener fachlicher Verantwortung zu beantragen ist, um 
ihre Position und Funktion zu stärken und nicht jahrzehntelang unter fachlicher 
Aufsicht tätig zu sein.
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– Verschiedene Anträge zielen darauf ab, die Stellvertretungsregelung für Personen 
in eigener fachlicher Verantwortung zu lockern. Eine langandauernde Stellvertre-
tung durch Personen unter fachlicher Aufsicht kommt aus Sicht des Regierungsra-
tes aber nicht in Frage.

– Zur Ersatzabgabe, falls eine Medizinalperson keinen Notfalldienst leisten kann, 
gingen verschiedene Rückmeldungen ein. Verschiedene Vernehmlassungsteil-
nehmende wollen die Ersatzabgabe erhöhen, die Ärztegesellschaft spricht sich für 
eine Reduktion aus. Da sich die bestehende Regelung bewährt hat und die Rück-
meldungen stark divergieren, erfolgt keine Anpassung der gesetzlichen Regelung.

– Es wird angeregt, die Aufbewahrungsfrist für Dokumente gemäss § 20 GG nicht 
von 10 auf 20 Jahre zu erhöhen. Da die Dokumente aufgrund der ausgeweiteten 
Verjährungsfrist für Personenschäden gemäss Art. 60 Abs. 1bis des Obligationen-
rechts (OR; SR 220) für allfällige Haftungsklagen ohnehin 20 Jahre aufbewahrt 
werden sollten, ist eine Anpassung der Aufbewahrungsfrist im GG entsprechend 
der Regelung des OR sinnvoll. Sie ist im ureigenen Interesse der Leistungs-
erbringerinnen und Leistungserbringer.

– Verschiedene Vorschläge für Formulierungsanpassungen konnten nicht berück-
sichtigt werden, weil juristische Fachbegriffe abgeändert worden wären (z.B. das 
Wort „vermutet“ in § 22 Abs. 2 GG).

– Betreffend § 24 GG divergieren die Rückmeldungen. Einerseits wird eine Pflicht 
für eine Betriebsbewilligung für alle Einrichtungen gefordert, also auch solche mit
nur einer Person, die in eigener fachlicher Verantwortung tätig ist. Andererseits 
wird beantragt, eine Betriebsbewilligung erst für Einrichtungen mit mindestens drei 
oder fünf Personen, die in eigener fachlicher Verantwortung tätig sind, verpflich-
tend einzuführen. Aufgrund der divergierenden Rückmeldungen und den Erfah-
rungen aus der Vollzugspraxis wird an der Vernehmlassungsvariante festgehalten.

– Ein Antrag möchte den Strafrahmen in § 50 GG reduzieren. Da sich die spezial-
gesetzliche Strafnorm und der Strafrahmen bewährt haben, ist der Antrag abzu-
lehnen. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass eine Busse stets 
den Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu beachten hat. Es kann also nicht ohne 
weiteres der maximale Bussenrahmen ausgeschöpft werden, sondern z.B. im 
Wiederholungsfall oder bei einer besonderen Schwere der Gesetzesverletzung.

3. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes 
(GG)

Das GG ist in Einklang mit dem Bundesrecht zu bringen. Hierfür sind einzelne Geset-
zesanpassungen erforderlich. Zusätzlich soll die Teilrevision dazu genutzt werden, ge-
festigte Vollzugspraxis gesetzlich zu verankern und eine integrale begriffliche Verein-
heitlichung zu realisieren. Ausserdem sind einzelne Bestimmungen, die bisher in der 
VBEG angesiedelt waren, aufgrund ihrer Bedeutung neu im Gesetz anzusiedeln.
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3.1. Allgemeine Änderungen

Der Titel des Gesetzes wird in Übereinstimmung mit den Richtlinien für die Rechtsset-
zung vom 1. Januar 2022 in Gesundheitsgesetz (GG) geändert.

Zudem wird im GG integral inskünftig das Begriffspaar „Einrichtungen und Organisatio-
nen des Gesundheitswesens“ verwendet, indem die gegenwärtigen einzeln oder paar-
weise verwendeten Begriffe (Einrichtung, Organisation, Institution, Betrieb) ersetzt wer-
den (§ 3 Abs. 2 Ziff. 3, § 22 Abs. 2, § 28 Abs. 1, § 29 Abs. 1, § 39 Abs. 3 und 5 sowie 
§ 41 Abs. 2 und Abs. 3 Ziff. 1).

§ 3 Aufgaben

§ 3 Abs. 5 GG wird auf die Gesundheitsberufe und Ausbildungskosten ausgedehnt, um 
eine gesetzliche Grundlage zur Unterstützung der nicht-universitären Berufen zu schaf-
fen. Die gesetzliche Grundlage dafür ist für die Umsetzung der Pflegeinitiative und die 
Bekämpfung des Fachkräftemangels förderlich. Der Verweis auf die Kantonsverfassung 
wird als überflüssig gestrichen.

Der Titel 3.1. Allgemeine Bestimmungen wird in 3.1. Begriffe umbenannt.

§ 3a Spital Thurgau AG

§ 3 Abs. 3 wird in zeitgemässem Deutsch formuliert und systematisch in einem neuen 
§ 3a normiert, da kein inhaltlicher Zusammenhang mit § 3 besteht. Es handelt sich um 
eine redaktionelle Änderung ohne materiell-rechtliche Auswirkung.

§ 8 Berufe des Gesundheitswesens

Der Titel heisst neu „Berufe des Gesundheitswesens“. In § 8 Abs. 1 wird der Begriff 
„selbständige Berufsausübung“ durch „Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwor-
tung“ ersetzt. In Abs. 2 wird der Begriff „unselbständig“ durch die Formulierung „unter 
fachlicher Aufsicht“ ersetzt.

In Abs. 3 wird betreffend die Medizinalberufe auf das MedBG und das PsyG verwiesen.

In Abs. 4 wird für die schweizweit normierten Gesundheitsberufe auf das GesBG ver-
wiesen.

Abs. 5 legt die kantonalen Gesundheitsberufe fest. Neu werden Komplementärmedizi-
nerinnen und Komplementärmediziner sowie Zahntechnikerinnen und Zahntechniker
normiert. Dem Regierungsrat kommt die Kompetenz zu, für die kantonalen Gesund-
heitsberufe die fachlichen Anforderungen und den Tätigkeitsbereich in der GesBV zu 
regeln (Abs. 6).

3.2. Bewilligungen

Der Titel 3.2. Berufsausübungsbewilligungen wird in 3.2. Bewilligungen umbenannt.
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§ 9 Berufsausübungsbewilligung

Der Titel wird in „Berufsausübungsbewilligung“ umbenannt.

In § 9 Abs. 1 wird definiert, wer einer Berufsausübungsbewilligung bedarf. Dabei wer-
den die in § 8 definierten Begriffe verwendet. Der bisherige Abs. 2 wird in den neuen 
Abs. 1 Ziff. 1 integriert.

Abs. 2 entspricht den bisherigen § 9 Abs. 4 und Abs. 5 VBEG. Da dies auch die im 
Bundesrecht geregelten Gesundheitsberufe betrifft, ist die Bestimmung neu im GG an-
zusiedeln, weil die GesBV nur noch kantonale Gesundheitsberufe normiert. Gegenüber 
dem Vernehmlassungsentwurf wird Abs. 2 GG dahingehend präzisiert, dass die Tätig-
keit als Praktikantin oder Praktikant Engagements im Rahmen einer Ausbildung zu ei-
nem Gesundheitsberuf beschlägt (z.B. Praktikumssemester der Physiotherapieausbil-
dung), wie dies bereits im bisherigen § 9 Abs. 4 VBEG geregelt war.

Die Berufe des Veterinärwesens sind seit dem 1. April 2022 in § 35 VetG geregelt, 
weshalb der bisherige Abs. 3 überflüssig ist. Neu entspricht Abs. 3 den bisherigen § 9
Abs. 1 bis 3 VBEG. Die Bestimmung ist aufgrund ihrer Bedeutung auf Gesetzesstufe zu 
regeln.

Neu werden die kantonalen Gesundheitsberufe in § 8 Abs. 5 GG definiert, weshalb 
Abs. 4 anzupassen ist.

§ 10 Bewilligungserteilung

Die Voraussetzungen zur Bewilligungserteilung von Medizinalberufen werden im 
MedBG und im PsyG festgelegt. § 10 Abs. 1 verweist auf die beiden Bundesgesetze. 
Mit Art. 58 MedBG kennt das Bundesrecht eine eigene Strafnorm, v.a. für das Führen 
von falschen Titeln. Die Bewilligung wird in der Regel unbefristet erteilt. Für Bewilligun-
gen für Personen mit einem Alter von über 70 Jahren ist in § 14 eine gesetzliche Befris-
tung auf drei Jahre vorgesehen. Die Bewilligung kann aber auch aus anderen sachli-
chen Gründen befristet werden.

Die Voraussetzungen zur Bewilligungserteilung für Gesundheitsberufe und weitere, 
kantonale Gesundheitsberufe werden im GesBG und in der GesBV geregelt. Abs. 2
enthält somit eine Verweisnorm auf die beiden Erlasse. Die Bewilligung wird in der Re-
gel unbefristet erteilt. Betreffend Bewilligungen für Personen mit einem Alter von über 
70 Jahren ist in § 14 eine gesetzliche Befristung auf drei Jahre vorgesehen. Die Bewilli-
gung kann aber auch aus anderen sachlichen Gründen ausnahmsweise befristet wer-
den.

Die Bestimmungen zur Berufsausübung von Personen, die unter fachlicher Aufsicht von 
universitären Medizinalberufen stehen, soll sich gemäss Abs. 4 sinngemäss nach dem 
MedBG oder PsyG richten. Dies stellt eine einheitliche Bewilligungspraxis für die Be-
rufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung und unter fachlicher Aufsicht je Medi-
zinalberuf sicher.
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Abs. 3 kann ersatzlos aufgehoben werden, weil Entscheide immer mit Auflagen verbun-
den werden können. Die Befristung von Bewilligungen wird in die Abs. 1 und 2 inte-
griert.

Die bestehende Bewilligungsvoraussetzung von geeigneten Ausrüstungen, Einrichtun-
gen und Räumlichkeiten aus § 10 Abs. 2 GG ist neu in § 10 Abs. 5 GG enthalten.

Der geltende Abs. 5 wird zum neuen Abs. 6.

§ 10a Meldepflicht

Der bisherige § 4 VBEG wird in verschlankter Form ins GG aufgenommen, da in der 
GesBV nur noch die kantonalen Gesundheitsberufe geregelt sind.

§ 11 Privatapotheke

Der Kreis der zur Führung einer Privatapotheke berechtigten Personen wird um den Be-
ruf der Naturheilpraktiker ergänzt, wobei Naturheilpraktikerinnen und Naturheilpraktiker 
nur durch Swissmedic bezeichnete, nicht verschreibungspflichtige Arzneimitteln abge-
ben dürfen (vgl. § 12 Abs. 2 der Heilmittelverordnung [HMV; RB 812.2]). Es wird stufen-
gerecht auf Gesetzesebene verankert, dass Spitäler, Alters- und Pflegeheime sowie 
ambulante ärztliche Einrichtungen eine Privatapotheke führen dürfen (bisheriger § 14
HMV). Der Vollzug der Tierheilmittelgesetzgebung richtet sich nach dem VetG (vgl. § 44
Abs. 3 GG).

§ 13 Erlöschen der Bewilligung

Dass die Bewilligung mit dem Tod der Bewilligungsinhaberin oder des Bewilligungsin-
habers dahinfällt, liegt in der Natur der Sache, weswegen die bisherige Ziff. 1 von 
Abs. 1 gestrichen wird. Da ein Berufsverbot auch als Disziplinarmassnahme ausge-
sprochen werden kann (vgl. Art. 43 MedBG, Art. 30 PsyG, Art. 19 GesBG) ist in Abs. 1
Ziff. 2 das Wort „Strafverfahren“ zu streichen.

§ 13a Bewilligung nach Vollendung des 70. Altersjahres

In § 13a wird neu die Bewilligungserteilung nach Vollendung des 70. Altersjahres gere-
gelt. Die in Abs. 2 genannten Voraussetzungen entsprechen der gegenwärtigen Voll-
zugspraxis, die auf einer Weisung des DFS basiert (vgl. § 3 Abs. 3 VBEG). Da mit der 
Bestimmung Rechte und Pflichten – nota bene im äussersten Fall ein faktisches Be-
rufsverbot – normiert werden, ist diese aufgrund ihrer Bedeutung auf Gesetzesstufe an-
zusiedeln. Abs. 2 Ziff. 1 wird dahingehend vereinfacht, dass die vertrauensärztliche Un-
tersuchung nicht durch eine kantonsexterne Chefärztin oder einen kantonsexternen 
Chefarzt, sondern durch eine Fachärztin oder einen Facharzt für Arbeitsmedizin erfol-
gen kann, was gesundheitspolizeilich ausreicht. Zudem wird zugunsten der Rechtssi-
cherheit das Tätigkeitsgebiet der invasiv diagnostischen Tätigkeit explizit erwähnt, was 
der gängigen Praxis entspricht.
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§ 14 Bewilligungspflicht bei Stellvertretung

Da eine Stellvertretung nur durch eine Person ausgeübt werden kann, die selbst über 
die Voraussetzungen einer Berufsausübungsbewilligung verfügt, können die bisherigen 
Abs. 2 und Abs. 3 aufgehoben werden. Der bisherige Abs. 1 hat in der Praxis keine Be-
deutung und ist ebenfalls ersatzlos zu streichen.

§ 15 Meldepflichtige Tätigkeit

Die Meldepflicht ist in Art. 35 MedBG, Art. 23 PsyG und Art. 15 GesBG geregelt. § 15
GG ist aufzuheben, um Widersprüche zum Bundesrecht zu beseitigen.

3.3. Berufspflichten

Der Titel 3.3. Berufsgeheimnis und Auskünfte an Dritte wird in 3.3. Berufspflichten um-
benannt.

§ 19 Notfalldienst

In § 19 wird der Begriff „zur selbständigen oder unselbständigen Berufsausübung“
durch den Begriff „in eigener fachlicher Verantwortung“ ersetzt. Es werden zudem eini-
ge Anpassungen in Übereinstimmung mit der Vollzugspraxis und redaktioneller Natur 
vorgenommen (Abs. 3 und Abs. 5).

Materiell eingeführt werden soll mit dem neuen Abs. 6 eine Kompetenz des Departe-
mentes, in Härtefällen von der Notfalldienstpflicht mit gleichzeitiger Befreiung von der 
Ersatzabgabe entbinden zu können. So kennt dies beispielsweise der Kanton St. Gal-
len. Ein Härtefall liegt nur in absoluten Ausnahmesituationen vor, etwa wenn ein Arzt 
schwer erkrankt ist und palliativ behandelt wird. In solchen Konstellationen kann eine 
Person keinen Notfalldienst leisten, und die Entrichtung einer Ersatzabgabe erscheint 
unangemessen. Es ist davon auszugehen, dass pro Jahr maximal ein solcher Fall vor-
liegt. Es muss ein schriftliches Gesuch mit Begründung beim Departement eingereicht 
werden. Dieses entscheidet abschliessend.

Abs. 7 ist der unveränderte, alte Abs. 6.

§ 20 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht

Die Anpassung von Art. 60 Abs. 1 OR betreffend die Aufbewahrungspflicht von Doku-
menten auf zwanzig Jahre (Haftungsansprüche) lässt es sinnvoll erscheinen, dass die 
kantonale Aufbewahrungsfrist darauf abgestimmt ebenfalls auf 20 Jahre erhöht wird. 
Dies entspricht zudem der Pflicht, medizinische Daten im elektronischen Patientendos-
sier nach 20 Jahren zu vernichten (Art. 10 Abs. 1 lit. d der Verordnung über das elekt-
ronische Patientendossier [EPDV; SR 816.11]).
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§ 21 Titel und Berufsbezeichnungen

§ 21 regelt nur noch die Verwendung falscher oder irreführender Titel und Berufsbe-
zeichnungen, weswegen der Titel anzupassen ist. Inhaltlich entspricht der Paragraph 
dem bisherigen § 5 VBEG. Der Bereich der Werbung ist als Berufspflicht bereits in 
Art. 40 Abs. 1 lit. d MedBG, Art. 27 Abs. 1 lit. d PsyG und Art. 16 Abs. 1 lit. e GesBG ge-
regelt. § 21 Abs. 3 GG wird gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf sprachlich auf 
Fach- und Spezialkliniken ausgeweitet, um Umgehungen zu verhindern. In diesem Sin-
ne ist die Aufzählung als Spezialistin oder Spezialist, Fach- oder Spezialpraxis und 
Fach- oder Spezialklinik nicht abschliessend zu verstehen, sondern bringt zum Aus-
druck, dass jegliche Bezeichnung als Fach- oder Spezialperson oder -organisation ei-
nen entsprechenden Weiterbildungstitel voraussetzt.

§ 22a Berufspflichten von kantonalen Gesundheitsberufen

Der neue § 22a sieht vor, dass sich die Berufspflichten von kantonalen Gesundheitsbe-
rufen sinngemäss nach dem GesBG richten. Durch die sinngemässe Anwendung der 
schweizweit im GesBG normierten Gesundheitsberufe auf die kantonalen Gesundheits-
berufe wird ein einheitlicher Vollzug betreffend die Berufspflichten der eidgenössischen 
und kantonalen Gesundheitsberufe sichergestellt.

3.4. Einrichtungen und Organisationen des Gesundheitswesens

Der Titel wird auf die fachlich korrekte Beschreibung „Einrichtungen und Organisationen 
des Gesundheitswesens“ abgeändert.

§ 24 Betriebsbewilligung

Die geltende Aufzählung von Abs. 1 wird um ambulante medizinische Einrichtungen er-
gänzt (Ziff. 10), da das Verhältnis der bisherigen § 24 und § 25 im Vollzug regelmässig 
zu Unklarheiten bei den Leistungserbringerinnen und Leistungserbringern führte. Da es 
immer mehr nicht-ärztliche ambulante Einrichtungen gibt (Physiotherapiepraxen etc.), 
die um eine Betriebsbewilligung ersuchen, wird die Formulierung auf „ambulante medi-
zinische Einrichtung“ abgeändert.

Abs. 2 wird im ersten Satz redaktionell angepasst. Im neuen zweiten Satz wird betref-
fend die Disposition der Rettungsmittel eine Weisungsbefugnis der kantonalen Sani-
tätsnotrufzentrale gegenüber den Rettungsunternehmen eingeführt. Dies stellt eine op-
timale Disposition der Rettungsmittel im Sinne der Patientinnen und Patienten durch die
Sanitätsnotrufzentrale sicher.

Abs. 3 verweist für öffentliche Apotheken und Drogerien auf die HMV. Diese werden 
damit einheitlich an einem Ort geregelt.

Abs. 4 schafft eine Rechtsgrundlage für die gängige, verwaltungsökonomisch sinnvolle 
Praxis, dass ambulante medizinische Einrichtungen keiner Betriebsbewilligung bedür-
fen, sofern darin nur eine fachlich verantwortliche Person tätig ist (z.B. einer Hausarzt-
praxis AG mit dem Hausarzt als einzig angestellter Medizinalperson). Die Berechtigung 
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zur Abrechnung zulasten der obligatorischen Krankenkasse hat damit nichts zu tun. 
Diese wird gesondert von der Betriebsbewilligung gemäss den Vorgaben des Bundes-
gesetzes über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) und dem entsprechenden
Verordnungsrecht beurteilt. Mit diesem Absatz wird sichergestellt, dass Kleinstpraxen 
keiner Betriebsbewilligung bedürfen und nicht mit dem damit einhergehenden administ-
rativen Aufwand belastet werden.

Die Befristung der Betriebsbewilligung auf zehn Jahre wird in Abs. 5 geregelt.

Abs. 6 entspricht dem alten Abs. 3, erweitert um den Verweis auf den neuen § 10a GG.

§ 25 Ambulante ärztliche Einrichtungen

Da die ambulanten medizinischen Einrichtungen grundsätzlich einer Betriebsbewilligung 
bedürfen, werden diese in die Aufzählung von § 24 verschoben. Die Definition dieser 
Einrichtungen erfolgt bereits auf Bundesebene, womit sich eine Definition auf Kantons-
ebene erübrigt. Da nicht nur ambulante ärztliche Einrichtungen betroffen sein können, 
wird der Terminus allgemeiner als „ambulante medizinische Einrichtung“ gefasst.

§ 25a Voraussetzungen für eine Betriebsbewilligung

Der neu formulierte § 25a listet die Voraussetzungen zur Erteilung einer Betriebsbewilli-
gung auf. Diese entsprechen im Grundsatz den alten § 44 und § 45 VBEG. Da in der 
GesBV neu nur die kantonalen Gesundheitsberufe geregelt werden sollen, werden die 
Bestimmungen ins GG verschoben. Inhaltlich neu ist, dass die willkürliche Grenze für 
eine Betriebsbewilligung für ambulante ärztliche (oder neu medizinische) Einrichtungen 
von fünf Personen aufgehoben wird (alter § 44 Abs. 4 VBEG). Damit wird einer anhal-
tenden Kritik der Standesorganisationen an der willkürlichen Festlegung bei fünf Perso-
nen Rechnung getragen. Der bisherige § 44 Abs. 3 VBEG ist überflüssig und daher 
nicht ins GG zu übernehmen. Ebenfalls gestrichen wird die schwer vollziehbare alte Be-
stimmung aus § 44 Abs. 5 VBEG. Neu wird in Abs. 4 geregelt, dass in begründeten Fäl-
len eine Bewilligung für nicht ortsgebundene Tätigkeiten erteilt werden kann. Damit wird 
die Rechtsgrundlage geschaffen, aktuelle Entwicklungen berücksichtigen und innovati-
ven neuen Tätigkeits- und Organisationsformen im Gesundheitsbereich eine Betriebs-
bewilligung ausstellen zu können (z.B. Telemedizin). Der alte § 45 Abs. 3 VBEG hat 
sich im Vollzug als unwichtig erwiesen und kann gestrichen werden.

§ 27 Spitalverbund

§ 27 Abs. 1 wird in zeitgemässem Deutsch formuliert. Es handelt sich um eine redaktio-
nelle Änderung ohne materiell-rechtliche Auswirkung.

3.5. Gesundheitsvorsorge und weitere Tätigkeiten

Zugunsten der systematischen Klarheit ist der Titel um den Terminus „und weitere Tä-
tigkeiten“ zu ergänzen.
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§ 39 Grundsatz

§ 39 Abs. 5 wird redaktionell angepasst, da es selbstverständlich ist, dass der Kanton 
nur im Rahmen des Budgets Beiträge ausrichten kann.

Betreffend § 39 Abs. 6 wird grammatikalisch klar formuliert, dass damit Beiträge an 
Gemeinden oder Private für Tätigkeiten im Gesundheitswesen ausserhalb der Gesund-
heitsvorsorge gemeint sind, weswegen auch der Titel von § 39 anzupassen ist. Dies 
entspricht der gängigen Praxis, auch schon unter dem alten Gesundheitsgesetz vom 
5. Juni 1985. Mit der Totalrevision des Gesundheitsgesetzes per 1. Januar 2015 wurde 
die Überschrift „7. Staatsbeiträge“ aufgehoben und der damalige § 41 mit dem Titel 
„Andere Beiträge“ in den heutigen § 39 Abs. 6 GG überführt, der systematisch aber im 
6. Abschnitt „Gesundheitsvorsorge“ platziert ist. Inhaltlich werden unter § 39 Abs. 6 GG 
aber nicht nur Leistungen der Gesundheitsvorsorge mit Beiträgen unterstützt, sondern 
insbesondere die Verbände Curaviva Thurgau, Spitex Verband Thurgau, Pro Senectute 
und ambulanter Hospizdienst sowie weitere Beiträge als Anerkennung der ehrenamtli-
chen Tätigkeit von Vereinen und Ligen des Gesundheitswesens ausgerichtet. Die 
grammatikalische Klarstellung, dass auf der Grundlage von § 39 Abs. 6 GG Beiträge für 
Tätigkeiten im Gesundheitswesen ausserhalb der Gesundheitsvorsorge ausgerichtet 
werden, ist mit Blick auf das Legalitätsprinzip zwingend und erhöht die Rechtssicher-
heit.

§ 40 und 40a (neu)

In § 40 und dem neuen § 40a soll eine gesetzliche Grundlage für Früherkennungspro-
gramme und die datenrechtliche Zusammenarbeit zwischen Krebsregister und Früher-
kennungsprogrammen geschaffen werden. Das Bundesgesetz über die Registrierung 
von Krebserkrankungen (KRG; SR 818.33) sieht in Art. 13 vor, dass die kantonalen 
Krebsregister den Früherkennungsprogrammen die für die Qualitätssicherung erforder-
lichen Daten zusammen mit der Versichertennummer bekannt geben, sofern das kan-
tonale Gesetz dies vorsieht und die Patientin oder der Patient am Früherkennungspro-
gramm teilgenommen hat. Mit dem neuen § 40a kann eine Gesetzeslücke geschlossen 
werden. Das ermöglicht, dass z.B. das Mammographie-Screeningprogramm die Daten 
aus dem Krebsregister nutzen kann, was zur Qualitätssicherung beiträgt und insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Auswertung von Intervallkrebs von grosser Bedeutung 
ist.

§ 49 Aufsicht

§ 49 GG wird sprachlich präzisiert, indem der Titel angepasst und der Begriff der Auf-
sichtsbehörde aufgenommen wird. Staatliches Handeln muss stets verhältnismässig 
sein (vgl. Art. 5 Abs. 3 der Bundesverfassung [BV; SR 101] und § 2 Abs. 2 der Verfas-
sung des Kantons Thurgau [KV; RB 101]) und den Datenschutz – wie alle anderen gel-
tenden Gesetze – einhalten, weswegen der letzte Satz von § 49 Abs. 2 GG gestrichen 
werden kann.
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§ 49a Disziplinarmassnahmen (neu)

Es wird ein neuer § 49a GG eingeführt, der die Disziplinarmassnahmen, die gemäss 
Art. 43 MedBG, Art. 30 PsyG und Art. 19 GesBG für die Tätigkeit in eigener fachlicher 
Verantwortung im Bundesrecht vorgesehen sind, auch für die kantonalen Gesundheits-
berufe und die Ausübung eines Berufes des Gesundheitswesens unter fachlicher Auf-
sicht normiert. Damit ist sichergestellt, dass für alle Berufe des Gesundheitswesens 
dieselben Disziplinarmassnahmen vorgesehen sind, was der rechtsgleichen Behand-
lung gemäss § 3 KV und der Rechtssicherheit gleichermassen dient wie der Durchset-
zung geltenden Rechts in allen Berufen des Gesundheitswesens.

§ 50 Busse

Die spezialgesetzliche Strafnorm wird aufgrund des Bestimmtheitsgebots spezifisch 
ausformuliert. Dies entspricht der Rechtsprechung des Bundesgerichts und erhöht die 
Rechtssicherheit.

4. Finanzielle Auswirkungen

Die vorliegende Revision hat keine direkten finanziellen Auswirkungen für den Kanton 
und die Gemeinden. Aufgrund der erhöhten Rechtssicherheit ist von weniger Rückfra-
gen auszugehen, was den administrativen Aufwand für den Kanton und die Antragstel-
ler reduzieren und dadurch tendenziell zu weniger Gerichtsverfahren führen wird.

5. Antrag

Wir ersuchen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, den 
Gesetzesentwurf Ihrer Beratung zu unterziehen und uns über die Beschlüsse in üblicher 
Weise zu benachrichtigen.

Die Präsidentin des Regierungsrates

Der Staatsschreiber

Beilagen:
- Entwurf des Regierungsrates
- Synopse
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